Lydia KLINKENBERG, Ministerin für Bildung, Forschung und Erziehung


Ausschusssitzung vom 5. November 2020

Frage Nr. 395, 396 und 397: Herr Freches (PFF), Herr Servaty (SP) und Herr Kraft (CSP)

Thema: Fernunterricht und Wechsel in die Phase Rot

Es gilt das gesprochene Wort!

Frage 395 – Herr FRECHES (PFF) – Thema: Evaluierung des Fernunterrichtes – Stand der Dinge

Zur Vorbereitung des Schuljahres 2020-2021 wurden die Schulleiter aufgefordert den Fernunterricht vom letzten Schuljahr 2019-2020 zu evaluieren. 
Erste Instrumente zur Evaluation wurden Ihnen laut ministeriellem Rundschreiben vom 28.09.2020 bereits am 11. Juni 2020 zur Verfügung gestellt. 
So sollten auf Anfrage nicht nur die Schüler und Lehrpersonen sondern auch die Erziehungsberechtigten befragt werden.
Die Erkenntnisse sollen für eine Optimierung und Qualitätssicherung eines eventuell wiederkehrenden Fernunterrichtes sorgen. 
Das Ziel: ein einheitliches Verfahren betreffend Fernunterricht soll gemeinsam mit den Lehrerkollegium festgelegt und verschriftlicht werden.
In Betracht dessen, dass die Zahlen stetig steigen und so mancher Schüler und Lehrer bereits in Quarantäne musste oder es vielleicht ist, rückt das mögliche Szenario des Fernunterrichtes wieder mehr in den Blickpunkt.  
Der Fernunterricht bietet aktuell - ausser den bekannten Nachteilen besonders im sozialen Umfeld des Schülers - dennoch den Vorteil, dass Unterrichtsmaterie nicht verschoben oder nachgeholt werden muss. 

Meine Fragen an Sie Frau Ministerin:

· Gibt es bereits erste Erkenntnisse aus der Evaluierung, die heute schon Anwendung finden?
· Wie ist der Stand der Dinge betreffend eines einheitlichen Verfahrens - trägerübergreifend - in den Schulen der DG?
· Wann kann man mit den gesamten Resultaten dieser Evaluierung zu rechnen?

Frage 396 – Herr SERVATY (SP) – Thema: Fernunterricht

Es wird wohl niemandem entgangen sein, dass die Schulen in der Coronazeit verstärkt auf Fernunterricht umsteigen mussten. Dies ist notwendig, um Kontakte zwischen Lehrern und Schülern, aber auch zwischen Schülern innerhalb einer Klasse möglichst gering zu halten und somit das Virus einzudämmen. Deswegen beschlossen alle Unterrichtsminister des Landes, dass die Sekundarschulen noch vor den Allerheiligenferien mit dem Fernunterricht starten sollten. Konkret fand in den Schulen der Deutschsprachigen Gemeinschaft am Donnerstag, dem 29. Oktober, und am Freitag, dem 30. Oktober, Fernunterricht statt. Auch berichtete der BRF am 28. Oktober, dass Virologen in einem gemeinsamen Brief an den flämischen Unterrichtsminister eine – zumindest teilweise – Fortsetzung des Fernunterrichts auch nach den Herbstferien forderten.
Wir verstehen selbstverständlich die Notwendigkeit solcher Maßnahmen, die dem Schutz aller dienen. Gleichzeitig müssen wir die Qualität der Bildung für alle Schüler aufrechthalten. Beide Ziele müssen gemeinsam verfolgt werden.
In der Bevölkerung fielen die Reaktionen auf die Beschlüsse, vermehrt in den Fernunterricht überzugehen und die Herbstferien zu verlängern indes sehr unterschiedlich aus. Dies ist verständlich, wenn man weiß, dass die zu berücksichtigenden Faktoren bei solchen Entscheidungen zahlreich sind. Die Entscheidungen zu treffen war sicher nicht einfach, denn es muss das richtige Gleichgewicht zwischen der Eindämmung der Epidemie auf der einen, dem Aufrechterhalten der Unterrichtsqualität und der sozialen Kontakte auf der anderen Seite gefunden werden.
Als SP-Fraktion liegt uns Chancengerechtigkeit und insbesondere Bildungsgerechtigkeit sehr am Herzen. Uns ist besonders wichtig, dass die beschlossenen und die zu beschließenden Maßnahmen niemanden benachteiligen. Dabei müssen die unterschiedlichen Familiensituationen, aber auch geografische Kriterien wie der Zugang zum Internet berücksichtigt werden.
In diesem Zusammenhang sind meine Fragen folgende: 
· Gibt es ausreichend digitales Material, um jedem Schüler eine Teilnahme am Fernunterricht zu ermöglichen?
· Wie wird darüber hinaus Bildungsgerechtigkeit gewährleistet?
· Welche Erkenntnisse haben Sie aufgrund der bisherigen Erfahrungen zum Einfluss des Umstiegs auf Fernunterricht auf die Qualität des Unterrichts für alle Schüler? 

[bookmark: _Hlk55284601]Frage 397 – Herr KRAFT (CSP) – Thema: Corona-Warnstufe „Code Rot“

Im Unterrichtswesen wechselten ab dem 26. Oktober 2020 alle Grund- und Sekundarschulen auf dem Gebiet der Deutschsprachigen Gemeinschaft in Code „Rot“.
Um die Schulen weiterhin offen halten zu können und zum Schutz der Personalmitglieder und der Schüler, gelten in den Schulen ab diesem Zeitpunkt die höchsten Vorsichtsmaßnahmen und Sicherheitsauflagen.

Ministerin Lydia Klinkenberg (ProDG) äußerte sich gegenüber dem BRF am 23.10.2020 wie folgt: „Je kontrollierter der Rahmen, desto geringer das Infektionsrisiko. Und die Schulen sind sehr kontrollierte Kontexte. Bereits jetzt bestehen sehr hohe Vorschriften im Bereich Hygiene und Sicherheit in den Schulen. Deswegen folgen wir der Argumentation der Virologen und wenden den Präsenzunterricht weiter an.“

Bereits wenige Tage später, wurde diese Entscheidung wieder revidiert und entschieden, den Präsenzunterricht in der 2. und 3. Stufe der Sekundarschule zu unterbrechen.  

Dazu meine Frage:

· Warum wurde der Fernunterricht jetzt dennoch eingesetzt?
· Gilt die Schule nun nicht mehr als virologisch „kontrollierbarer Kontext“? 
· Welche Rückmeldungen gab es von den Schuldirektoren zu diesem Kurswechsel?






Antwort
Sehr geehrte Frau Vorsitzende,
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

die DG hat vor einigen Wochen – als einziger Teilstaat des Landes - zu Code Rot zu wechseln und ihre Verantwortung wahrzunehmen, nachdem feststand, dass Ostbelgien zu einem Risikogebiet geworden war und unsere Gemeinschaft auch nach innerbelgischen Kriterien als dunkelrote Zone einzustufen war.
Auf Empfehlung der Experten haben die belgischen Bildungsminister zeitgleich die Pandemiephasen Orange und Rot dahingehend angepasst, dass die Sekundarschulen statt der ursprünglich vorgesehenen Mischung von Präsenz- und Fernunterricht vollzeitigen Präsenzunterricht organisieren. Sie müssen wissen, dass die Gesundheitsexperten immer wieder die Rolle des Präsenzunterrichts im Sinne einer gesunden kognitiven, geistigen und sozioemotionalen Entwicklung der Kinder und Jugendlichen betonen und ihn auch aus epidemiologischer Sicht befürworten. Der Wechsel in die angepasste rote Pandemiestufe erfolgte zudem nach Konzertierung meinerseits mit den Gewerkschaften, den Schulträgern und den Schulleitern. Die Akteure in diese Entscheidung einzubeziehen, war mir besonders wichtig.

Am 25. Oktober 2020, unterbreite dann ein multidisziplinär zusammengesetztes Expertenteam den Bildungsministern der drei Gemeinschaften angesichts der rasant steigenden Infektionszahlen und Krankenhausaufnahmen und unter Berücksichtigung des Infektionsgeschehens in den Schulen eine neue Empfehlung. 
Die Experten lobten erneut ausdrücklich die vorbildlichen Bemühungen der Bildungsakteure zur Eindämmung der Pandemie und bekräftigten, dass die Schulen nicht die treibende Kraft der Epidemie, sondern vielmehr Opfer der steigenden Infektionszahlen in der gesamten Bevölkerung seien. Ansteckungen innerhalb der Schulen seien weiterhin vergleichsweise selten und häufiger unter Lehrern als unter Schülern zu beobachten.
Die Experten stellten jedoch leider fest, dass infolge der exponentiell steigenden Infektionszahlen in der gesamten Gesellschaft selbst leistungsfähige Präventivmaßnahmen inzwischen nicht mehr ausreichten, um den Anstieg der Infektionszahlen im Unterrichtswesen zu verhindern. 
Diese Entwicklung führte zudem unweigerlich zu einem raschen Anstieg der Abwesenheiten von Lehrern und Schülern in den Schulen, wodurch die Unterrichtsorganisation beeinträchtigt wurde. 

Obwohl die Situation von Schule zu Schule unterschiedlich war, zeichnete sich eine Tendenz ab, die im Sinne der Volksgesundheit zusätzliche Maßnahmen erforderlich machte. Daher sahen sich die Experten gezwungen, vorübergehend von ihrer ursprünglichen Empfehlung abzurücken, den Präsenzunterricht in den Schulen vollständig aufrechtzuerhalten.

Da das Virus derart flächendeckend zirkuliert, kamen die Experten also zu dem Schluss, dass die physischen Kontakte für die Dauer eines Re-sets auf eine absolutes Minimum heruntergefahren werden müssen. Die anstehenden Allerheiligenferien sahen sie in ihrem Bericht als geeignete Gelegenheit für diese Auszeit, um den Höhepunkt der zweiten Welle abzuschwächen, die epidemiologische Situation in den Griff zu bekommen und die Schulen weiterhin so lange wie möglich offen zu halten.

Nach den Allerheiligenferien und der Fernunterrichtsphase in den Sekundarschulen wird im Sekundarschulbereich nach dem Prinzip des blended learning, eine Mischung von Präsenz- und Fernunterricht, vorgegangen. Die Klassen werden geteilt, sodass die Kontakte um die Hälfte reduziert werden und die Mindestabstände zwischen den Schülern eingehalten werden können. Die Lehrer erteilen ihren Unterricht komplett in der Schule, die Schüler aber folgen dem Unterricht abwechselnd eine Woche in der Schule und eine Woche im Fernunterricht. Auf diese Weise erhalten alle Sekundarschüler Präsenzunterricht, allerdings nicht gleichzeitig. 

In den Schulleiterversammlungen haben sich die Schulleiter grundsätzlich dafür ausgesprochen, ein Maximum an Präsenzunterricht zum Wohle der Schüler aufrechtzuerhalten. Die Sekundarschulleiter haben außerdem zu verstehen gegeben, dass ein zeitnaher Wechsel zum hybriden System aus Präsenz- und Fernunterricht für sie möglich ist. Die Schulen wurden ja bereits vor Beginn des Schuljahres über das Rundschreiben aufgefordert, sich auf einen raschen Wechsel zu einer Mischung von Präsenz- und Fernunterricht vorzubereiten. 
Für die Flexibilität der Schulen und des Lehrpersonals und den schnellen Wechsel zum Fernunterricht möchte ich mich an dieser Stelle noch einmal recht herzlich bedanken! 

Da absehbar war, dass auch in diesem Schuljahr Fernunterricht organisiert werden muss, wurden alle Schulleiter im Rahmen der Vorbereitung des Schuljahres 2020-2021 aufgefordert, den im Schuljahr 2019-2020 durchgeführten Fernunterricht an ihren Schulen zu evaluieren. Mein Vorgänger bat die Schulleiter, nicht nur die Lehrpersonen und Schüler, sondern auch die Eltern zu befragen. Den Schulen wurde empfohlen, das Fernunterrichtskonzept auch im Schulprojekt zu verankern, damit für alle – auch für die Eltern – transparent nachvollziehbar ist, wie der Fernunterricht an den jeweiligen Schulen durchgeführt werden soll. 
Des Weiteren wurden die Schulleiter aufgefordert zu gewährleisten, dass Schüler und Lehrpersonen erreichbar sind und jeder Schüler im Falle von Fernunterricht aktiv begleitet werden kann, sei es analog oder digital. 

Am 11. Juni 2020 wurden den Schulen per E-Mail vom Fachbereich Pädagogik des Ministeriums Instrumente zur Evaluation des Fernunterrichtes zur Verfügung gestellt. Diese Instrumente sollten die interne Evaluation der jeweiligen Schulen unterstützen. Im Hinblick auf die Qualitätssicherung und die Optimierung des Fernunterrichts hatte diese Evaluation zum Ziel, ein gemeinsames, einheitliches Verfahren für das gesamte Kollegium einer Schule zu erarbeiten und dieses zu verschriftlichen. 

Ziel dieser Evaluierung war es nicht, die Ergebnisse zentral zu erfassen oder ein einheitliches, trägerübergreifendes Konzept für den Fernunterricht zu entwickeln. Daher liegen keine Gesamtresultate dieser Evaluierung vor. 
Die Ausstattung mit digitalen Medien ist in den verschiedenen Schulen unterschiedlich. Zudem sind selbst innerhalb eines Kollegiums die Medienkompetenzen der Lehrpersonen unterschiedlich ausgeprägt. Auch die technischen Möglichkeiten der Schüler, von der Ausstattung bis hin zu den Internetverbindungen, sind unterschiedlich. Die Vorgehensweise muss daher unter Berücksichtigung der lokalen Begebenheiten von den jeweiligen Schulen erarbeitet werden.

Nicht zuletzt muss die pädagogische Freiheit der Träger und der Schulen auch bei der Gestaltung des Fernunterrichts gewahrt bleiben.

Aus all diesen Gründen ist ein trägerübergreifendes, engmaschiges Gesamtkonzept für den Fernunterricht weder sinnvoll noch möglich.

Wenngleich wir den Schulen keine strengen Vorgaben machen sollten und dürfen, so bin ich der Meinung, dass wir ihnen, wie bereits im letzten Schuljahr, praktische Empfehlungen zur Gestaltung eines qualitativ hochwertigen Fernunterrichts an die Hand geben sollten und die Rahmenbedingungen für einen gerechten Fernunterricht definieren sollten.   

Ich kann Ihnen versichern, dass die ostbelgischen Schulen ihre Aufgabe sehr ernst nehmen. So gewissenhaft die Kollegien die Präventionsmaßnahmen in den Schulen umgesetzt haben, so engagiert haben sie sich auf den Fernunterricht vorbereitet. Ohne diese Vorbereitung wären die Schulen kaum in der Lage gewesen, innerhalb weniger Tage in den Fernunterricht zu wechseln.

Die Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit haben wir bei allen Maßnahmen, die zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus im Unterrichtswesen getroffen werden, stets im Blick. 

Um die Bildungsgerechtigkeit bestmöglich zu gewährleisten, können Schüler mit besonderem Förderbedarf zudem für mehr als 50% der Unterrichtszeit in die Schule eingeladen werden, damit sie die nötige Unterstützung erhalten. 
Im Förderschulwesen werden die Schüler übrigens vollzeitig im Präsenzunterricht beschult. 

Die Schulen sind außerdem seit Beginn der Krise dazu verpflichtet, Schülern, die nicht über die digitale Ausstattung verfügen, Unterlagen gedruckt bereitzustellen. 

Letztes Schuljahr haben wir über die Schulen den Bedarf an Laptops bei den Schülern erfragt. Der gemeldete Bedarf konnte durch die Bereitstellung von 500 Laptops an bedürftige Primar- und Sekundarschüler sowie an die Lehrlinge der ZAWM gedeckt werden. Durch die Bereitstellung von virtuellen Lernumgebungen und Laptops haben wir die technischen Rahmenbedingungen für den Fernunterricht geschaffen. 
Zurzeit wird der Bedarf der Grundschüler, Sekundarschüler und Lehrlinge an mobilen Endgeräten erneut eruiert. Selbstverständlich sind wir bereit, auch diesen Bedarf zu 100% zu erfüllen.

Darüber hinaus wissen Sie ja bereits, Herr Kraft, dass wir Finanzsimulationen haben erstellen lassen, um eine flächendeckende Ausstattung der Schulen mit Laptops voranzutreiben. Wir schaffen derzeit die administrativen und finanziellen Voraussetzungen, um alle Schüler der 1. und 2. Sekundarschuljahre sowie das gesamte Lehrpersonal der Grund- und Sekundarschulen mit Laptops auszustatten. Es handelt sich um eine Investition in Höhe von mehreren Millionen Euro, die wir zeitnah ausschreiben möchten und möglichst noch über den Haushalt 2020 abwickeln wollen. Gerne halte ich den Ausschuss über das weitere Verfahren auf dem Laufenden.


Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
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